Rückmeldung der Vertreter des Meldewesens zum Thema Sorgerecht des Vaters

Fragen aus der Umlaufbefassung:
1. Welches ist nach Ihrer Einschätzung das geeignetere Verfahren, um Geburten an die Meldebehörden mitzuteilen (Siehe CR, Eintrag 2017-03-07)?
2. Ist eine Übermittlung des Sorgerechts des Vaters unter den genannten Bedingungen Ihrer Meinung nach sinnvoll (Siehe CR, Eintrag 2017-03-07)?
Antworten der Vertreter:

Brandenburg:
Eine Mitteilung des StA an die MB zum Sorgerecht des Vaters führt in der MB dazu, dass eine Verknüpfung zwischen dem minderjährigen Kind und dem Vater (DS-Meld-Blatt 0001 mit Schlüssel 1 = Gesetzlicher Vertreter – Vater) vorgenommen wird. Die MB knüpft an die Eigenschaft des gesetzlichen Vertreters ggf. seine Mitwirkung bei der Anmeldung bzw. bei der Bestimmung der Hauptwohnung. Für das Meldewesen ist die Mitteilung über das beim StA zum Zeitpunkt der Beurkundung bekannte Sorgerecht daher hilfreich. Ich unterstütze das im CR beschriebene Vorgehen nach PStG-VwV: (68.1.1). Es erscheint hinnehmbar, dass Korrekturen bzw. Änderungen hierzu nicht mitgeteilt werden können.
HSH:
Zum CR_2016-120 vertreten wir die Meinung, dass nicht sorgeberechtigte Väter nicht übermittelt werden brauchen, da wir nur gesetzliche Vertreter speichern dürfen. Ohne Sorgerecht ist der Vater kein gesetzlicher Vertreter. Das würde bedeuten, dass die Übermittlung eines Kennzeichens zum Sorgerecht redundant wäre. Wird der Vater übermittelt, liegt die Sorgerechtserklärung vor, wenn nicht, dann hat er auch kein Sorgerecht. Eine Übermittlung nach PStG-VwV ist unserer Meinung nach das geeignetere Verfahren zur Übermittlung von Geburten an die Meldebehörden.

DZBW:
Zu 1.:
[bookmark: _GoBack]Nach § 3 Abs. 1 Nummer 16 BMG sind beim Betroffenen Angaben zu minderjährigen Kindern im Melderegister zu speichern, unabhängig davon, ob der Betroffene der gesetzliche Vertreter seiner Kinder ist. Sind die Eltern nicht verheiratet, so sind Angaben beim Vater nur zu speichern, wenn er die Vaterschaft anerkannt hat oder diese gerichtlich festgestellt worden ist. Liegen diese Angaben zum Zeitpunkt der  Beurkundung einer Geburt im Standesamt bereits vor, so sollte dies auch der Meldebehörde für die Eintragung im Melderegister mitgeteilt werden. Da dies unabhängig vom Sorgerecht geschieht, ist u.E.n. das Vorgehen nach Nummer 5.3.1 XPersonenstand geeignet.
Zu 2.:
Bereits Ende 2014 wurde ein Antrag unseres Anwenders, der Stadt Reutlingen, an XPersonenstand zur Aufnahme der Sorgerechtserklärung bei Geburtsmitteilungen leider abgelehnt. Aus Kontakten mit den Meldebehörden besteht der Bedarf allerdings nach wie vor. Sofern dem Standesamt im Zeitpunkt der Beurkundung einer Geburt bereits Angaben zum Sorgerecht der Eltern vorliegen (bspw. im Zusammenhang mit der Festlegung der Namensführung), sollten diese in der Geburtsmitteilung an die Meldebehörden für die Eintragung der Geburt hinsichtlich der gesetzlichen Vertreter des Kindes im Melderegister enthalten sein.  Für weitere Änderungsmitteilungen durch das Standesamt sehen wir keinen Bedarf, da in der Regel nachfolgende Änderungen des Sorgerechts der Meldebehörde durch die dafür zuständigen Stellen/Familiengerichte mitgeteilt werden.

Stadt Frankfurt:
Aktuell verfahren wir ganz simpel nach den rechtlichen Vorgaben, in dem wir bei nicht verheirateten Eltern die Mutter als Sorgeberechtigte beim Kind erfassen und den Vater nicht, solange die gemeinsame Sorge nicht nachgewiesen ist. Der sorgeberechtigte Vater ist also definitiv in der Bringschuld gegenüber der Meldebehörde, was allerdings in der Praxis den betroffenen Personen verständlicherweise gar nicht bekannt ist. Oft wird dieser Nachweis dann bei späteren Ausweisangelegenheiten vorgelegt und eingetragen.
Liegt ein Nachweis über das Sorgerecht des Vaters bereits bei der Beurkundung der Geburt vor, ist es aus meiner Sicht durchaus sinnvoll, wenn das Standesamt diese Momentaufnahme der Meldebehörde mitteilt, da diese ja eigentlich dazu verpflichtet ist, die gesetzlichen Vertreter zu speichern.
Eine andere „Quelle“, außer dem Vater selbst, steht der Meldebehörde aktuell ja auch nicht zur Verfügung. Die Verbindlichkeit und die Belastbarkeit dieser Übermittlung ist natürlich fraglich und muss im Zweifelsfall bei der Meldebehörde dann doch erneut geprüft werden.
Liegen dem Standesamt ergänzende nachgewiesene Informationen zu den bestehenden Sorgerechtsverhältnissen vor, sollten diese auch an die Meldebehörden weiter gegeben werden.
Hamburg:
Die MB der Wohnungen der nicht miteinander verheirateten Eltern, hier die MB vom Vater, soll wie in XPersonenstand beschrieben über die Geburt unterrichtet werden. Es erfolgt im Melderegister eine Verknüpfung (Familienverband) zum Kind. 
Liegt bei Beurkundung der Geburt eine Erklärung über die gemeinsame Sorge vor, ist eine Übermittlung des Sorgerechts an die MB zu begrüßen.
Berlin (LABO):
Aus Sicht der MB’en ist immer die Übermittlung an für abweichende Wohnungen nicht miteinander verheirateter Eltern zuständige unterschiedliche Empfänger notwendig, da die Registerführung nach BMG eine Speicherung eines Kindes als beigeschriebene Person auch bei einem Vater vorschreibt und zudem in XMeld kein „Kinderrückmeldeverfahren“ existiert. Insofern zielt die PStG-VwV in ihrer Nr. 68.1.1 (3) in die falsche Richtung und sollte im Sinne 5.3.1-XPersonenstand harmonisiert werden.
Wir gehen immer davon aus, dass die gesetzliche Vertretung eines neugeborenen Kindes durch die Mutter gegeben ist (es sei denn, dies ist explizit nicht der Fall bspw. bei minderjährigen Müttern oder Müttern, die unter Betreuung stehen) – ist eine Erklärung über die gemeinsame Sorge durch die unverheirateten Eltern abgegeben, erreicht diese Tatsache die Meldebehörde regelmäßig jedoch nicht, da es hierzu aus dem Bereich der Jugendämter keinerlei Übermittlungsverpflichtung an sie gibt – Änderungen an der elterlichen Sorge durch die Familiengerichte hingegen sind durch die MiZi gedeckt, hierfür besteht also keinerlei Übermittlungsbedarf aus dem Personenstandswesen.
Für nachträgliche Vaterschaftsanerkennungen (031011) kann ggf. auch eine Übermittlung in Frage kommen, wenn anlässlich der Abgabe der Erklärung vor dem Jugendamt auch die gemeinsame Sorge erklärt wurde – dies dürfte meistens allerdings nach meiner Erfahrung zwar nicht der Fall sein.

